
Der praktische Tipp:
Steueramnestie – was erwartet Sie, lohnt sich die Selbstanzeige?

In den letzten Monaten und Wochen sind die Zeitungen gefüllt mit Mel­
dungen über Steuerhinterziehung, Datenklau, Doppelbesteuerungsab­
kommen usw. Nicht nur in Deutschland werden Steuern hinterzogen, 
auch in der Schweiz wird Steuerhinterziehung begangen. Wenn der 
Steuerpflichtige aber erwischt wird, kann es sehr schnell teuer werden. 
Immerhin sind seit Anfang 2010 die Strafen bei Selbstanzeige geringer. 
Prinzipiell muss sämtliches Einkommen und Vermögen versteuert wer­
den. Zum Vermögen gehört aber nicht nur das Vermögen in der Schweiz, 
sondern auch die Liegenschaft in Spanien und das Depot in Hongkong. 
Wer die Steuererklärung falsch oder unvollständig ausfüllt, begeht eine 
Steuerhinterziehung. Wer hingegen zusätzlich noch Bilanzen fälscht oder 
den Lohnausweis abändert, begeht Steuerbetrug. Dies ist ein Offizial­
delikt. Das heisst, die Strafbehörden ermitteln in einem solchen Fall 
von Amtes wegen. Bei Vollendung des Steuerbetrugs können dabei auch 
Gefängnisstrafen verhängt werden. 

Bei Steuerhinterziehung bleibt im Gegensatz dazu das Steueramt zustän­
dig. Geschuldet sind Nachsteuern und Verzugszinsen für die letzten zehn 
Jahre. Ausserdem wird eine Busse fällig. Üblicherweise entspricht die 
Busse der hinterzogenen Steuer. Diese kann aber je nach Verschulden auf 
das Dreifache erhöht, bei leichtem Verschulden auf 1⁄3 reduziert werden. 
Beim unversteuerten Einkommen bemisst sich die Steuer nach dem Ein­
kommenssteuersatz, der im betreffenden Jahr der Hinterziehung oder des 
Steuerbetrugs galt. 

März 2010    Nr. 45

T&R Oberland AG

3775 Lenk 
am Bahnhofplatz 
Gutenbrunnenstrasse 17b 
Tel.	 033 736 88 88 
Fax	 033 736 88 89

3780 Gstaad 
Ludihuus 
Tel.	 033 748 78 88 
Fax	 033 748 78 89

e-mail: info@tundr.ch 
Internet: www.tundr.ch	             

T&R Oberland AG
Treuhand & Revisionen

Liebe Kunden und Geschäftsfreunde

Zum Jahresanfang ist Frau Susanne Matti zu unserem Team an der Lenk gestossen. Die gebürtige Lenkerin wohnt in der Gemeinde Boltigen und 
war in den letzten Jahren in Zweisimmen als Zweigstellenleiterin des Strassenverkehrsamtes tätig. Sie wird schwerpunktmässig den Liegenschafts­
verwaltungsbereich begleiten.

Seit dem 1. Februar 2010 dürfen wir im Büro Gstaad auf die Dienste von Andreas Zbären zählen. Nach der kaufmännischen Ausbildung bei der 
T&R Oberland AG war er im Bankbereich und als administrativer Leiter verschiedener KMU-Firmen tätig. Berufsbegleitend hat er sich dabei zum 
dipl. Betriebswirtschafter HF weitergebildet.

Wir wünschen Susanne Matti und Andreas Zbären viel Erfolg und Erfüllung bei der Tätigkeit für unsere Kunden.

Per Ende Februar 2010 haben sich Tanja Buchs und Daniel Deubelbeiss nach mehrjähriger Tätigkeit in unserer Firma neu orientiert. Wir wünschen 
ihnen für die Zukunft alles Gute und bedanken uns für die gute Zusammenarbeit in den letzten Jahren bestens.

In eigener Sache

Seit Anfang 2010 gilt die straflose Selbstanzeige für die Direkte Bundes­
steuer sowie die Einkommens- und Vermögenssteuer der Kantone und 
Gemeinden. Für die übrigen nicht entrichteten Steuern und Abgaben wie 
Mehrwertsteuern und AHV/IV-Beiträge gilt die straflose Selbstanzeige 
nicht. Neu entfällt nämlich eine Busse, wenn man sich zum ersten Mal sel­
ber anzeigt. Schätzungen zufolge werden jährlich fünf bis zehn Milliarden 
Franken Steuern hinterzogen. Das sind rund fünf bis zehn Prozent aller Steu­
ereinnahmen von Bund, Kantonen und Gemeinden. Straflos bleibt man bei 
Selbstanzeige sowohl bei Steuerhinterziehung wie auch bei Steuerbetrug. 
Im Wiederholungsfalle droht aber sowohl Busse wie ein Strafverfahren. Bei 
der selbstangezeigten Hinterziehung beträgt die Busse wie bis anhin meist 
einen Fünftel der hinterzogenen Steuern. Hinzu kommen Nachsteuern für 
die letzten zehn Jahre und Verzugszinsen, die erheblich sein können.   
    
Nachkommen, die unversteuertes Vermögen nach dem 01.01.2010 erben 
und dann Selbstanzeige machen, müssen keine Busse bezahlen und es fal­
len auch weniger Nachsteuern an. Zur Bemessung der Nachsteuer werden 
nur die letzten drei Jahre vor dem Tod des Erblassers zur Berechnung beige­
zogen. Eine Selbstanzeige kann man jederzeit einreichen. Es genügt aber 
nicht, wenn man in der aktuellen Steuerdeklaration das nicht versteuerte 
Vermögen angibt. Man muss das Steueramt explizit auf die hinterzogenen 
Vermögenswerte hinweisen. Im Weiteren muss die steuerpflichtige Person 
kooperativ mit den Steuerbehörden zusammenarbeiten, um den Betrag der 
geschuldeten Steuern festzustellen und auch die geschuldete Nachsteuer 
bezahlen. Bei geerbtem, nicht versteuertem Vermögen, muss die Anzeige 
nach erfolgter Erstellung des Inventars geschehen.

Was alle wissen: Bereits seit dem Jahr 
1977 arbeitet Frau Oswald in unserem Büro 
an der Lenk – seit vielen Jahren als Hand-
lungsbevollmächtigte. Zusammen mit ihrem 
Mann wohnt sie in Zweisimmen.

Was nur wenige wissen: Susanne Oswald 
liebt Fremdsprachen und empfängt daher 
auch fremdsprachige Kunden mit grosser 

Leichtigkeit. Die Fremdsprachenroutine hat sie sich an der Wirt-
schaftsmittelschule und bei ihrer mehrjährigen Tätigkeit in einer 
Import-Export-Firma angeeignet. Da man nie stehen bleiben darf, 
ist sie momentan dabei, ihre Spanisch-Kenntnisse zu vertiefen.

Freundliche Grüsse
TEAM – T&R Oberland AG 

Was viele wissen: Frau Mösle lebt zusammen 
mit ihrer Familie im Pöschenried an der Lenk. 
Sie betreut die interne Buchhaltung der T&R 
Oberland AG. 

Was nur wenige wissen: Vreni Mösle ist eine 
begeisterte Dekorateurin und schmückt unser 
Büro jeweils den Jahreszeiten angepasst, 
immer wieder aufs Neue. Zusammen mit ihrem 

Mann und den vier Kindern unternimmt sie regelmässig grössere 
Ski-, Bike- und Bergtouren in den Schweizer Alpen.
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Ergänzungsleistungen

Die Ergänzungsleistungen zur AHV und IV helfen dort, 
wo die Renten und das Einkommen nicht die minimalen 
Lebenskosten decken. Sie sind ein rechtlicher Anspruch 
in Ergänzung zur Fürsorge oder Sozialhilfe. Anspruch 
darauf haben Personen, die eine Rente der AHV oder IV 
erhalten, die in der Schweiz Wohnsitz haben, Schweizer 
Bürgerinnen oder Bürger sind oder als Ausländerinnen 
oder Ausländer mindestens zehn Jahre ununterbrochen 
in der Schweiz leben.

Die Ergänzungsleistungen entsprechen der Differenz  
zwischen den Einnahmen und den anerkannten Ausgaben 
(allgemeiner Lebensbedarf, Miete, Heimtaxen, Kranken­
versicherung, Gebäudeunterhalt und Hypothekarzinsen, 
Berufsauslagen, AHV-Beiträge). Neben dem Einkommen 
aus Renten, Vermögensertrag oder Versicherungsleis­
tungen wird auch ein Teil des Vermögens eingerechnet 
(Verzehr), das bei Alleinstehenden Fr. 25’000, bei Ehe­
paaren Fr. 40’000 übersteigt. Dieser Anteil beträgt bei 
der AHV 1⁄10 des den Freibetrag übersteigenden Teils 
(Berechnungsbeispiel siehe am Schluss des Artikels).

Der Vermögensverzehr kann im Falle des Aufenthalts in 
einem Alters- oder Pflegeheim das vorhandene Vermögen 
rasch aufbrauchen. Deshalb kann bei älteren Personen 
durchaus der Gedanke aufkommen, einen Teil ihres 
Vermögens durch eine Schenkung an die Nachkommen 
zu «retten». Die Meinung, man könne zum Schutz des 
Vermögens, zum Beispiel das Haus, auf die Kinder  
überschreiben und dann beim Heimeintritt Ergänzungs­
leistungen beantragen, wenn das Ersparte knapp wird, 
ist verbreitet. Doch die Rechnung geht in der Regel nicht 
auf: Erhält nämlich der Staat Kenntnis von der Schen­
kung, wird er auch Jahre später bezogene Leistungen  
zurückfordern. Die Sozialbehörde findet bereits beim 
Ausfüllen des Gesuchs für Ergänzungsleistungen heraus, 
dass da ein Haus in der Vermögensmasse ist, beziehungs­
weise war. Im Formular muss nämlich deklariert werden, 
ob der Gesuchsteller «jemals Vermögenswerte wie Grund­
eigentum besessen» habe. Die Behörde wird also dem 
Schenker den Liegenschaftswert anrechnen, wie wenn 

Ergänzungsleistungen und  
Verwandtenunterstützungspflicht

er sie immer noch besässe. Ein verschenktes Haus wird 
als «Verzichtsvermögen» betrachtet. Dies ist eine recht 
ungemütliche Lage, auch für die beschenkten Kinder, 
die im Sinne der Verwandtenunterstützung (siehe nach­
folgend) zur Kasse gebeten werden können.

Oft heisst es, nach fünf Jahren sei eine Schenkung 
«verjährt», und die Behörde könne nicht mehr darauf 
zurückgreifen. Doch das stimmt nicht: Einzelne Kantone 
setzen den Wert einer Liegenschaft auch nach zehn 
Jahren zum effektiven Verkehrswert ein. Die Kantone 
kennen den sogenannten Besitzesdauerabzug. Danach 
können etwa im Kanton Zürich 10’000 Franken pro Jahr 
abgezogen werden. Beispiel: Der Wert eines Hauses 
samt Umschwung beträgt 525’000 Franken, die Hypo­
thek beläuft sich auf 350’000 Franken. Der Nettowert 
liegt also bei 175’000 Franken. Erfolgte die Schenkung 
im Jahr 2000, macht der Besitzesdauerabzug per 2010, 
100’000 Franken aus. Der effektive Wert des Hauses  
nach zehn Jahren beträgt für die Behörde somit noch 
75’000 Franken. Eine Lösung für dieses Dilemma könnte 
die Verbindung des Verkaufs der Liegenschaft an die 
Nachkommen mit einem Wohnrecht für die veräussern­
den Eltern sein.

Verwandtenunterstützungspflicht 

Wer seinen Lebensunterhalt nicht mehr selbst verdienen 
kann, hat einen gesetzlichen Anspruch auf Unterstüt­
zung durch seine nahen Verwandten. Diese sind gegen­
seitig verpflichtet, einander zu unterstützen, sobald  
sie ohne diesen Beistand in Not geraten würden. So 
bestimmt es das Schweizerische Zivilgesetzbuch in den 
Artikeln 328 und 329.

Die Pflicht zur Unterstützung der nahen Verwandten 
besteht jedoch nicht in jedem Fall, sondern nur unter 
den folgenden vier Bedingungen:

1.	� Es besteht ein Verwandtschaftsverhältnis in 
gerader Linie zur unterstützten Person: Das 
heisst, Eltern sind für ihre erwachsenen Kinder 
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unterstützungspflichtig und umgekehrt. Die Pflicht 
kann sich auch auf Grosseltern, Enkel, Urgrosseltern 
und Urenkel erstrecken. Unter mehreren Pflichtigen 
richtet sich die Pflicht nach der Reihenfolge der 
Erbberechtigung. Entferntere Verwandte können 
also nur zur Unterstützung herangezogen werden, 
wenn nähere nicht mehr leben oder finanziell nicht 
leistungsfähig sind. Mehrere auf gleicher Stufe 
erbberechtigte Verwandte sind nicht solidarisch 
zur Hilfe verpflichtet, sondern nur anteilsmässig 
im Verhältnis ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit. 
Nicht unterstützungspflichtig sind Verwandte in  
der Seitenlinie: Bruder und Schwester, Onkel und 
Tante, Neffe und Nichte, Cousin und Cousine, 
Schwiegereltern, -söhne und -töchter.

2.	� Die unterstützte Person ist in einer objektiven 
Notlage: Dies ist dann der Fall, wenn sie sich den 
notwendigen Lebensunterhalt nicht mehr aus eige­
ner Kraft erarbeiten kann und auch kein Ersatzein­
kommen aus Versicherungsleistungen (Kranken- oder 
Arbeitslosentaggeld, Invalidenrente usw.) zur Ver­
fügung steht. Die Hilfe dient dazu, eine Notlage zu 
beheben. Es ist also nicht ihr Zweck, einen aufwen­
digen Lebensstil zu finanzieren. Sie umfasst also nur 
das, was zum Lebensunterhalt wirklich notwendig 
ist. Nicht dazu gehört z.B. die Verzinsung und Rück­
zahlung von Schulden.

3.	� Die Pflichtigen leben in günstigen wirtschaft-
lichen Verhältnissen: Das Bundesgericht hat in 
einem Urteil im Jahr 2007 festgehalten, was güns­
tige Verhältnisse sind: Das sei dann der Fall, 
wenn die Unterstützungsbeiträge ohne wesentliche 
Beeinträchtigung einer wohlhabenden Lebensfüh­
rung aufgebracht werden können. Die Pflichtigen 
hätten Anspruch auf ein dauerndes, gleichbleiben­
des und gesichertes Einkommen auf hohem Niveau 
bis ans Lebensende. Zudem hätte der Anspruch 
des Verpflichteten auf Bildung einer guten Vor­
sorge grundsätzlich Vorrang vor der Pflicht auf 
Verwandtenunterstützung.

4.	� Die Unterstützungsleistung ist für die Pflichtigen 
zumutbar: Es werden dabei nicht nur rechtliche 
und finanzielle, sondern auch menschliche Aspekte 
berücksichtigt. So ist im Gesetz verankert, dass 
es unter gewissen Umständen nicht angemessen 
(«unbillig») erscheint, Pflichtige zu Leistungen 
heranzuziehen. Unbillig wäre es beispielsweise, 

von Nachkommen Unterstützung für einen Vater 
zu fordern, der seine Familienpflichten grob ver­
nachlässigte oder seine Angehörigen ständig mit 
Gewaltandrohungen terrorisierte. Auch ein jahre­
langer Kontaktabbruch kann die Unterstützungs­
pflicht in Frage stellen. Keine Rolle spielt hingegen 
die Ursache einer Notlage. Die berechtigte Person 
hat also sogar dann Anspruch auf Unterstützung, 
wenn sie die Notlage selbst verschuldete.

Wie wird die Unterstützungspflicht 
gegenüber Verwandten geltend gemacht?

Grundsätzlich müsste der Berechtigte die Unterstüt­
zungspflicht gegenüber seinen Verwandten selbst gel­
tend machen, was in der Praxis aber selten geschieht. 
Wird jemand mit Sozialhilfeleistungen unterstützt, geht 
der Anspruch von Gesetzes wegen auf das Gemeinwesen 
über (sogenannte Subrogation). Das bedeutet, dass 
die Gemeinde versucht, über die Verwandtenunterstüt­
zung die ausgerichtete Sozialhilfe ganz oder teilweise 
zurückzuerhalten.

Was gilt bei Ehepaaren?

Ehegatten tragen die gesamten Lebenshaltungskosten 
gemeinsam, unabhängig vom Güterstand. Bezieht ein 
Ehepaar Sozialhilfe und können nur die Eltern des einen 
Partners zur Unterstützung verpflichtet werden, so kann 
nur die Hälfte des Gesamtbetrags der Unterstützung 
eingefordert werden. Erhalten die Eltern einer verhei­
rateten Person Sozialhilfe, so kann höchstens auf das 
von dieser Person selbst erzielte Einkommen zurück­
gegriffen werden.

Vorgehen der Behörden bei der Geltend­
machung der Unterstützungspflicht

Verwandtenunterstützungsleistungen können rückwir­
kend auf maximal ein Jahr gefordert werden. Wer Sozial­
hilfe bezieht, muss Name und Adresse der Verwandten in 
auf- und absteigender Linie bekannt geben. Die Behörde 
nimmt dann mit diesen Kontakt auf und erhebt mittels 
Steuerausweisen die finanziellen Verhältnisse. Liegen 
die Werte des anrechenbaren Einkommens über den Wer­
ten gemäss den folgenden Tabellen, gehen die Behörden 
grundsätzlich von einer Unterstützungspflicht aus.
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Gemäss den Richtlinien der SKOS (Schweizerische Konfe­
renz für Sozialhilfe) soll eine Unterstützungspflicht von 
Verwandten erst dann geltend gemacht werden, wenn 
das steuerbare Einkommen die folgenden Beträge über­
steigt (Beträge inklusive eines bestimmten Vermögens­
verzehrs gemäss nachfolgender Aufstellung):

Ehepaare, eingetragene Paare	 Fr.	180’000
Zuschlag pro Kind in Ausbildung	 Fr.	 20’000
Alleinstehende	 Fr.	120’000

Beim Vermögen wird Alleinstehenden ein Freibetrag von 
Fr.250’000 und Ehepaaren ein solcher von Fr.500’000 
belassen. Vom übersteigenden Teil wird ein Vermögens­
verzehr von zwischen 1⁄60 (bei unter 30-Jährigen) und 
1⁄20 (bei über 60-Jährigen) eingerechnet.

Selbstverständlich darf die Behörde von den Pflich­
tigen maximal den Betrag einfordern, den sie selbst als 
Sozialhilfe an die berechtigte Person ausrichtet. Der 
nach rein rechnerischen Kriterien ermittelte Betrag ist 
als Vorschlag der Behörde an den Pflichtigen zu verste­
hen. Sind diese damit einverstanden, wird darüber eine 
schriftliche Vereinbarung getroffen. Finden die Parteien 
keine Einigung, muss weiterverhandelt werden, denn 
die Gemeinde ist nicht berechtigt, die Unterstützung 
gegen den Willen der Pflichtigen festzulegen – das ist 
nur über ein rechtskräftiges Gerichtsurteil als Folge 
einer Unterstützungsklage möglich. Die SKOS empfiehlt 
den Behörden auch, die gesamten Umstände eines Falls 
genau zu prüfen. Die Auswirkungen auf das familiäre 
Beziehungsgefüge, die Frage, was von den Pflichtigen, 
finanziell oder betreuerisch, bereits in der Vergangen­
heit für die Berechtigten geleistet wurde und auch die 
Zumutbarkeit spielen eine Rolle.

Können sich Behörden und Pflichtige nicht einigen, 
bleibt der Behörde nur der Weg ans zuständige Gericht. 

Dort wird die Behörde mit ihren Anträgen nur durchdrin­
gen, wenn sie die Berechnungen gemäss den vorgängig 
erwähnten Limiten gemacht hat.

Die Handhabung in den Kantonen ist sehr unterschied­
lich: Die Palette reicht von keiner Prüfung der Pflicht in 
eher ländlichen Kantonen (wie etwa AI) über Prüfung 
ohne aber bei Verweigerung zu klagen (z.B. SH, BL) 
bis zu systematischer Prüfung mit Klagen (etwa LU, 
SO). Die leeren öffentlichen Kassen erhöhen den Drang 
zur Durchsetzung der Verwandtenunterstützungspflicht. 
Der Gesamtbetrag der eingeforderten Gelder ist jedoch 
immer noch relativ gering und es ist fraglich, inwieweit 
Aufwand und Ertrag in einem Verhältnis stehen.

Ein Berechnungsbeispiel für die Ergänzungsleistungen 
könnte wie folgt aussehen (Alleinstehende Bezügerin 
von Ergänzungsleistungen in einem Heim):

Ausgaben	
Heimtaxe	 Fr.	 43’800
Persönliche Auslagen	 Fr.	 4’200
Krankenkassenprämien	 Fr.	 3’300
Total	 Fr. 	51’300

Einnahmen	
AHV-Rente	 Fr. 	 13’260
Leistung Krankenkasse	 Fr. 	 7’300
Vermögenserträge	 Fr. 	 650
Vermögensverzehr	 Fr. 	 15’000
Total	 Fr. 	36’210

Ergänzungsleistung	
Ausgaben	 Fr.	 51’300
Einnahmen	 Fr.	 36’210
Jährliche Ergänzungsleistung	 Fr.	15’090
Monatliche Ergänzungsleistung	 Fr.	 1’258


